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Dienstag, 28. Mai 2024

Basel-Stadt, Baselland,
Schwarzbubenland

Forderungen mit Folgen
Seit über zweiWochen laufen Pro-Palästina-Proteste an derUniversität Basel. Die bz beantwortet neun Fragen.

Silvana Schreier

1 Was ist bisher geschehen?
DasBernoullianum,dieAlte

Gewerbeschule, das Institut für
Soziologie: Drei Gebäude der
UniversitätBaselwurden inden
vergangenen zwei Wochen von
propalästinensischenAktivistin-
nenundAktivistenbesetzt.Das
Bernoullianumwurdenachzwei
Tagengeräumt. Inderdarauffol-
genden Woche liessen sich die
Besetzenden am Petersgraben
52nieder.AmTagdarauf zogdie
Gruppeweiter und besetzte an-
schliessenddieLiegenschaft am
Petersgraben 27/29. Die Polizei
räumte dieses Unigebäude am
frühenMontagmorgen.

2 Warum werden Gebäude
der Uni besetzt?

Die Besetzungen in Basel wur-
den inspiriert vonProtestenzum
Nahostkonflikt in zahlreichen
Städten inEuropaunddenUSA.
In der Schweiz besetzten Akti-
vistinnen und Aktivisten noch
vor Basel die Universität Lau-
sanne, dieUniversität Bern und
die ETH Zürich. Während es
dort unterdessen ruhig ist, hal-
ten die Proteste in Basel an.

3 Was fordern die
Besetzenden?

Die Gruppe Unibas4palestine,
die die Besetzungen massgeb-
lichorganisiert, fordert, dieUni
Basel soll die Zusammenarbeit
mit israelischen Hochschulen,
die anMilitär- oderKriegshand-
lungenbeteiligt seien, beenden.
Gleichzeitig sollen Forschende
aus Palästina unterstützt wer-
den. Auf Anfrage sagt ein Spre-
cher der Gruppierung: «Wenn
die Uni die Kooperation mit is-
raelischen Unis kündigt, hätte
das eine Signalwirkung.»

4 Mit welchen israelischen
Hochschulen arbeitet die

Uni Basel zusammen?
DieUniversitätBasel kooperiert
mit zweiUniversitäten in Israel.
Mit der Tel Aviv University ha-
ben die Juristische Fakultät so-
wie die Nahoststudien der Uni
Basel Austauschprogramme
vereinbart. In drei Fällen findet

eine Zusammenarbeit mit der
HebrewUniversity of Jerusalem
statt:EineProfessorin ist imwis-
senschaftlichenBeirat derNah-
oststudien, das Institut für Bil-
dungswissenschaften führt eine
Kooperation und es läuft eine
Dissertation, dieunter anderem
von einer Assistenzprofessorin
der Hebrew University betreut
wird. Diese niederschwelligen
Kooperationenbestätigt dieUni
Basel auf Anfrage.

5 Was sagen die
Besetzenden zur

aktuellen Situation?
Die Aktivistinnen und Aktivis-
ten von Unibas4palestine weh-
ren sich gegen die Repression
der Uni, die ihren Ausdruck zu-
letzt mit der Räumung der letz-
ten Besetzung gefunden haben
soll. «Wir fordern, dass es keine
Sanktionen für diejenigen gibt,
die am Protest teilgenommen
haben, dass die Polizei Unige-

bäude nicht mehr betreten darf
unddassdieUnileitung zurück-
tritt», sagt ein Sprecher der
Gruppe. Die Leitung der Basler
Uni sei Komplizin im Krieg Is-
raels, sieübeRepressionausund
schweige zur Zusammenarbeit
mit israelischen Institutionen.

6 Wie reagiert die Uni Basel
auf die Kritik?

«Ein Abbruch der Zusammen-
arbeitmitUniversitäten in Israel
steht ausser Frage», schreibt
Unisprecher Reto Caluori auf
Anfrage. «Pauschale Boykott-
forderungen» diesbezüglich
liessen sich nicht mit der Wis-
senschaftsfreiheit vereinbaren.
DieUni sei zuGesprächenbereit
gewesen und habe versucht,
«eine Eskalation zu vermei-
den». Für dieHochschule sei es
nun aber nicht akzeptabel, dass
dieAktivistinnenundAktivisten
sie mit illegalen Besetzungen
unterDruck setzenwollen.

7 Welche Massnahmen
ergreift die Uni Basel?

NachderRäumung teilt dieUni
am Montagmorgen mit, dass
keineBesetzungenoderStörun-
gen von Prüfungs-, Lehr- und
Forschungsbetrieb geduldet
würden. Dafür würden die be-
stehendenSicherheitsmassnah-
menmit Zutrittskontrollen bei-
behalten. Ein Augenschein
zeigt: Vor den Eingängen der
meistenUnigebäude sindSecu-
ritas-Angestellte stationiert.

8 Was sagt die Basler
Politik?

SVP-Grossrat Joël Thüring hat
eine Interpellation zu den Uni-
besetzungen eingereicht – dies
ist der erste Vorstoss zu dieser
Thematik. Er schreibt, die Uni
habe es verpasst, sich deutlich
von Antisemitismus und Hass
gegen Israel abzugrenzen. Thü-
ringwill von der Regierungwis-
sen, wie die Entscheide zu den

Räumungenabgelaufensind,ob
Personalienaufgenommenwur-
den und welche Konsequenzen
dieProteste fürdieTeilnehmen-
denhaben. Zuletzt fragt er nach
derNeutralitätderUni sowieder
Professorinnen undDozenten.

9 Wie geht es jetzt weiter?
«DieUnileitungwirdgegen

weitere illegale Handlun-
gen entschieden vorgehen»,
schreibt Unisprecher Caluori.
DieUni prüfe zudem rechtliche
Schritte gegendieBesetzenden.
Die Studierendenordnung ken-
ne die Möglichkeit, gegen fehl-
bare Studierende Disziplinar-
massnahmen zu ergreifen. Die
Besetzenden hingegen planen
bereits eine nächste Demo: Am
Mittwoch wollen sie sich um
12.15 Uhr auf dem Petersplatz
versammeln. Der Sprecher von
Unibas4palestine sagt: «Wir
erfahren viel Solidarität und
werdendenProtest fortsetzen.»

Kommentar

Und
gut ist
Studentische Protestkultur ist
eine gute Sache. In den
vergangenen Jahren hat sie
schwer unter der grassieren-
den Selbstbespiegelung und
Identitätsfindung gelitten.
Insofern ist Kritik anDemonst-
rationen der Studentenschaft,
demdamit verbundenen
Politisierungsschub und dem
scheinbar gewachsenen gesell-
schaftlichen Bewusstsein
durchaus ambivalent.

Aber die Kritikmuss sein.
Denn die Pro-Palästina-Protes-
te, welche dieUniversität
Basel, die Polizei, Politik und
Öffentlichkeit in den vergange-
nen Tagen in Atemhielten,
haben sich längst im inhaltli-
chenNichts erschöpft. Leider
hat ihr Fundament vonAnbe-
ginn gewackelt.Wer sich gegen
Antisemitismus ausspricht und
im gleichenAtemzug die
Parole «From the River to the
Sea» in dieHörsäle schreit,
darf sich nicht darüber wun-
dern, wenn der Protest nicht
ernst genommen beziehungs-
weise in seiner gesamten
Legitimität hinterfragt wird.
Undwie bei allen gleichgesinn-
tenDemonstrationenwurde
dieHamas-Attacke auf Juden
vom 7.Oktober nur halbherzig
verurteilt. DasDifferenzie-
rungsniveau derWortmeldun-
gen aus der Studentenschaft
war insgesamtweniger hoch
als die Treppe zumbesetzten
Bernoullianum.

Selbst der legitimeWunsch
nach einemEnde des Blut-
vergiessens imNahenOsten
wird durch dasHausbeset-
zungs-Rösslispiel ins Lächer-
liche gezogen, der Protest
zurOperette. Darumder gut
gemeinte Rat: Und gut ist.

Patrick Marcolli
patrick.marcolli@chmedia.ch

Zuerst das Bernoullianum, zuletzt das Institut für Soziologie: Aktivistinnen und Aktivisten besetzenGebäude der Uni. Bild: Juri Junkov (14.5.2024)

Ineichen fordert Cramer heraus
DieGrünengreifen bei denWahlen imHerbst nachdemBaslerRegierungspräsidium.DieZeichen stehen aufZweikampf.

Benjamin Wieland

Die Grünen Basel-Stadt haben
entschieden: Sie treten bei den
Regierungswahlen imStadtkan-
ton am 20. Oktober 2024 mit
Anina Ineichen an. Den Be-
schluss fälltendieMitglieder an
ihrer Versammlung am vergan-
genen Samstag einstimmig. Sie
entschieden zudem: Ineichen
wird auch für das Regierungs-
präsidiumkandidieren.

«Diese Pläne gab es vonBe-
ginn meiner Kandidatur an»,
sagt die Grossrätin zur bz. «Es
geht uns ums Inhaltliche: Wir
sindderMeinung, dassdasPrä-
sidialdepartementextremwich-
tig ist für unsere Anliegen, so-

wohl für Klimaschutz-, aber
auchGleichstellungsfragen.»

RegierungspräsidentConra-
din Cramer, der sein Amt erst
per 1.Maidieses Jahres angetre-
ten hat, muss sich also bereits

wieder behaupten. Der LDP-
Politiker wurde am 7. April im
zweiten Wahlgang gewählt. Er
hatte das absoluteMehr im ers-
ten Wahlgang knapp verpasst.
Cramer folgteaufBeat Jans (SP),
der imDezemberdenEinzug in
den Bundesrat schaffte.

Hinter Ineichenstehen
auchBastaundSP
DasVorgehenderGrünen istmit
ihren zwei Partnerparteien Ba-
sels starke Alternative (Basta)
und SP abgesprochen. Oliver
Bolliger,derdieBasta inderBas-
lerExekutive vertretenwill, sagt
zurbz,erhabesichauchentspre-
chende Gedanken gemacht:
«Aber ich werde nicht für das

Präsidialdepartement kandidie-
ren.Wir legendenFokusdarauf,
eine links-grüneMehrheit imRe-
gierungsratzurückzugewinnen.»

Auch die SP Basel-Stadtmit
ihren drei Regierungsmitglie-
dern wird niemanden fürs Prä-
sidiumnominieren.Parteipräsi-
dentinLisaMathys sagt, dasZiel
sei ein geschlossenes Bündnis
für eine«linke, sozialeMehrheit
in der Regierung». Entspre-
chend strebeman gemeinsame
Wahlvorschläge an: «Den offi-
ziellen Entscheid zu den ge-
meinsamen Wahlvorschlägen
fällt unsere Delegiertenver-
sammlung im Juni. Der Partei-
vorstand beantragt den De-
legierten die Unterstützung.»

Von den bisherigen Regierungs-
mitgliedernhatbislangniemand
seineAmbitionenaufsPräsidium
geäussert.

AuchSVP-Kandidat
StefanSuterwinktab
Im bürgerlichen Lager besteht
die Absicht eines gemeinsamen
Tickets, mit LDP, FDP, SVP und
Mitte. VondiesenParteien dürf-
teCramerkaumangegriffenwer-
den. Die SVP hat vergangene
Woche Stefan Suter für die Re-
gierung nominiert. Er sagt, das
Ziel sei weiterhin eine bürgerli-
che Zusammenarbeit: «Und so-
lange sie geplant ist, gibt esmei-
nerseits sicherlich keine Kandi-
daturfürsRegierungspräsidium.»

Zehn Verletzte
nach Explosion
Bubendorf In der Chemiefirma
Bachem in Bubendorf kam es
gestern kurz vor 14.30 Uhr zu
einem Zwischenfall. Zehn Per-
sonen wurden leicht verletzt.
Aus noch ungeklärten Gründen
platzte ineinemimBaubefindli-
chenundnicht inBetriebstehen-
den Produktionsgebäude eine
Kunststoffrohrleitung imvierten
Obergeschoss. Das Gebäude
musste vollständig evakuiert
werden.Diedurchdie geborste-
ne Leitung verletzten Personen
wurden von der Sanität vor Ort
untersucht und zur Kontrolle in
einSpitalgebracht.AmGebäude
entstand ein Sachschaden. Die
genaue Ursache des Zwischen-
falls ist noch unklar und wird
durchSpezialistenderBaselbie-
ter Polizei abgeklärt. (bz)

Anina Ineichen ist Regierungs-
kandidatin der Grünen. Bild: zvg


